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Stellungnahme der Deutschen Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, 

Psychosomatik und Tiefenpsychologie e.V. (DGPT) 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im 

Gesundheitswesen (GeDIG) des Bundesministeriums für Gesundheit 
 

Die Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefen-
psychologie e.V. (DGPT) vertritt die Mitgliederinteressen von über 3.700 Psychoanalytiker:in-
nen und tiefenpsychologisch fundiert tätigen Psychotherapeut:innen, sowie die Interessen von 
derzeit 62 psychoanalytisch bzw. tiefenpsychologisch ausgerichteten Aus- und Weiterbil-
dungsinstituten. Außerdem ist sie der Dachverband für die Fachgesellschaften DPV, DPG, 
DGIP und DGAP, sowie des Netzwerkes Freie Institute für Psychoanalyse und Psychotherapie 
(NFIP). 

Die DGPT bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem vorliegenden Referentenentwurf Stellung 
zu nehmen. Angesichts des umfangreichen Gesetzesentwurfs und des kurzfristigen Stellung-
nahmeverfahrens möchten wir im Folgenden lediglich einen Teil der Regelungsvorschläge nä-
her kommentieren. 

Nutzung von Gesundheitsdaten zu Forschungs- und Versorgungszwecken 

Die zunehmende Digitalisierung des Gesundheitswesens bietet große Chancen für die For-
schung, der primäre Verwendungszweck von Gesundheitsdaten muss jedoch die Versorgung 
von Patient:innen bleiben. Eine Nutzung zu Forschungszwecken kann allenfalls sekundär und 
unter Wahrung von Transparenz, Selbstbestimmung und Schutz vor Datenmissbrauch erfol-
gen. Das Vertrauensverhältnis zwischen Patient:innen und ihren Ärzt:innen und Psychothera-
peut:innen darf – insbesondere im hochsensiblen Bereich der Psychotherapie – nicht unter-
graben werden. Das Vertrauen in den Schutz der persönlichen Gesundheitsdaten ist zudem 
essenziell für die Bereitschaft der Versicherten, digitale Angebote überhaupt zu nutzen. Inso-
fern darf eine Weiterleitung von Daten aus der elektronischen Patientenakte aus unserer Sicht 
nur mit ausdrücklicher, jederzeit widerrufbarer, Einwilligung der Patient:innen auf Basis einer 
informierten Entscheidung erfolgen.  

Die Ausweitung der von den Krankenkassen verarbeiteten Datenquellen in der vorgesehenen 
Anpassung des § 25b SGB V sehen wir ebenfalls kritisch. Eine solche Regelung tangiert das 
therapeutische Vertrauensverhältnis sowie die Behandlungs- und Therapiefreiheit. Zudem darf 
eine Erprobung neuer Datennutzungen im Rahmen von Reallaboren nicht einseitig durch die 
Krankenkassen erfolgen, sondern muss allen Partnern der Gemeinsamen Selbstverwaltung – 
inklusive der Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) – offenstehen. 

Die DGPT begrüßt die geplante Stärkung der Ombudsstellen der Krankenkassen. Die bishe-
rigen Konzepte greifen insbesondere im Bereich der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
zu kurz. Bei Minderjährigen müssen spezifische Schutzrechte gewahrt bleiben: Insbesondere 
in komplexen sorge- und betreuungsrechtlichen Konstellationen ist die bisherige Zugriffssteu-
erung in der ePA nicht ausreichend granular. Dies gilt gerade für die psychotherapeutische 
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Behandlungsdokumentation bei einsichtsfähigen Minderjährigen. Die Konzepte in diesem Be-
reich sind dringend weiter auszubauen, die Stärkung der Ombudsstellen kann dabei nur ein 
erster Schritt sein. 

Digitale Bedarfseinschätzung und Patient:innensteuerung 

Die im GeDIG geplante digitale Bedarfseinschätzung (§ 360b SGB V i. d. F. des GeDIG) wird 
von der DGPT äußerst kritisch gesehen, da sie einer fundierten Einführung des Primärversor-
gungssystems unzulässig vorgreift. Die Etablierung eines solchen Systems bedarf im Vorfeld 
einer gründlichen und konsensualen Abstimmung mit allen relevanten Akteuren des Gesund-
heitswesens. Patient:innensteuerung und die qualifizierte Einschätzung von Behandlungsbe-
darfen sind Kernkompetenzen, die zwingend in der Hand von Ärzt:innen und Psychothera-
peut:innen verbleiben müssen. Eine rein algorithmenbasierte Vorab-Sichtung birgt das erheb-
liche Risiko von Fehlallokationen und wird der Komplexität psychischer Erkrankungen nicht 
gerecht. Würde diese in der Verantwortung der Krankenkassen gelegt werden, wären zudem 
strukturelle Interessenskonflikte nicht auszuschließen. 

Eine digitale Bedarfseinschätzung ist nicht geeignet, die persönliche, differenzierte Diagnostik 
im Rahmen der psychotherapeutischen Sprechstunde zu ersetzen. Für eine bedarfsgerechte 
und rechtzeitige Versorgung muss das bewährte Direktzugangsrecht der Patient:innen zur 
Psychotherapie uneingeschränkt erhalten bleiben. Das Angebot der psychotherapeutischen 
Sprechstunde hat sich als unverzichtbares Steuerungsinstrument in der Patientenversorgung 
bewährt und darf nicht durch vorgeschaltete digitale Hürden eingeschränkt werden.  

Ein Bezug auf eine evidenzbasierte, leitliniengestützte Datenerhebung und -auswertung in der 
Vereinbarung über Anforderungen an eine digitale Bedarfseinschätzung greift im Bereich der 
Psychotherapie zu kurz. Das gleichzeitige Vorliegen multipler Diagnosen (Komorbiditäten) ist 
hier der Regelfall, nicht die Ausnahme. Diese komplexen Fälle werden jedoch durch die me-
dizinischen Leitlinien nur eingeschränkt abgedeckt. Eine fachliche Ersteinschätzung durch 
Psychotherapeut:innen bleibt insbesondere in solchen Fällen unverzichtbar. Eine Verschie-
bung der Steuerungs- und Entscheidungskompetenz und eine Erodierung der individuellen 
therapeutischen Beziehung lehnen wir klar ab. Auch in einem möglichen künftigen Primärarzt-
system darf eine digitale „Steuerung“ von primärärztlich angebundenen Patient:innen nicht an 
den Praxen vorbei erfolgen. 

Weitere Regelungen 

Grundsätzlich begrüßt die DGPT das Vorhaben des Bundesministeriums für Gesundheit, die 
Digitalisierung im Gesundheitswesen auch im Sinne der Patientinnen und Patienten weiterzu-
entwickeln, die Nutzbarkeit und Funktionalität der ePA-App auszubauen sowie die Cybersi-
cherheit und Betriebsstabilität der Telematikinfrastruktur (TI) zu stärken. Kleinteiligen Vorga-
ben, die in die Praxisorganisation – etwa in die Terminvergabe – eingreifen, berühren jedoch 
die originäre Verantwortung der Praxen und führen absehbar zu zusätzlicher Bürokratie. Eine 
Schwächung des besonderen Vertrauensverhältnisses zwischen Psychotherapeut:innen und 
Patient:innen, welches die zwingende Voraussetzung für jede erfolgreiche Behandlung ist, 
darf nicht erfolgen. 


